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1. Instanz
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Datum 11.01.2006

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

Der Beklagte wird unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 21.06.2005 in der
Fassung der Bescheide vom 28.07.2005 und 25.11.2005 und des
Widerspruchsbescheides vom 16.08.2005 verurteilt, dem KlÃ¤ger Leistungen der
Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende als Beihilfe anstatt als Darlehen zu zahlen.
Der Beklagte hat die Kosten des KlÃ¤gers zu erstatten.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten darum, ob dem KlÃ¤ger Leistungen der Grundsicherung
fÃ¼r Arbeitsuchende als Beihilfe oder lediglich als Darlehen zustehen.

Der am 00.00.1947 geborene KlÃ¤ger bewohnt mit seiner am 00.00.1953
geborenen Ehefrau ein im eigenen Eigentum stehendes HausgrundstÃ¼ck in N. Die
GrÃ¶Ã�e der Wohneinheit im Erdgeschoss belÃ¤uft sich nach Angaben des KlÃ¤gers
auf 90 qm, hinzu kommt eine ungefÃ¤hr 20 qm groÃ�e Diele. Im Kellergeschoss
befinden sich nach Angaben des KlÃ¤gers zwei ausgebaute, baulich nicht
abgetrennte RÃ¤ume, in denen die Tochter des KlÃ¤gers, die derzeit in L eine
Ausbildung zur Sozialversicherungsfachangestellten absolviert, wohnt. Das
GrundstÃ¼ck ist insgesamt 1080 qm groÃ�.
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Der Beklagte zahlte dem KlÃ¤ger auf seinen Antrag vom 15.09.2004 mit Bescheiden
vom 25.11.2004 und 02.12.2004 Leistungen der Grundsicherung fÃ¼r
Arbeitsuchende zunÃ¤chst als Beihilfe. Mit Bescheid vom 21.06.2005 (in der
Fassung der Bescheide vom 28.07.2005 und 25.11.2005) entschied er, dass die
Leistungen ab dem 01.06.2005 nur mehr als Darlehen zu erbringen seien.

Der KlÃ¤ger begrÃ¼ndete seinen am 27.06.2005 erhobenen Widerspruch damit, es
handle sich um ein durchschnittliches Haus mit kleiner Einliegerwohnung in einem
lÃ¤ndlich strukturiertem Gebiet: Die 5 angrenzenden GrundstÃ¼cke seien zwischen
608 qm und 1566 qm groÃ�; der Garten grenze nur an NachbargÃ¤rten an und
verfÃ¼ge Ã¼ber keine ErschlieÃ�ung; alle Nachbarn hÃ¤tten kein Interesse am
Zukauf von GartenflÃ¤che.

Der Beklagte wies den Widerspruch mit Bescheid vom 16.08.2005 zurÃ¼ck. Er
fÃ¼hrte aus, im lÃ¤ndlichen Bereich sei eine GrundstÃ¼ck mit einer GrundflÃ¤che
von bis zu 800 qm noch als angemessen anzusehen. MÃ¶glicherweise lasse sich ein
280 qm groÃ�es GrundstÃ¼ck nur schwer verÃ¤uÃ�ern, dies treffe indes nicht auf
das GrundstÃ¼ck als ganzes zu und dem KlÃ¤ger sei eine VerÃ¤uÃ�erung des
unangemessen groÃ�en GrundstÃ¼cks zumutbar.

Hiergegen richtet sich die am 23.08.2005 erhobene Klage.

Der KlÃ¤ger hat einen Lageplan des GrundstÃ¼cks sowie einen Plan des Hauses
vorgelegt. Er fÃ¼hrt aus, es handle sich um eine DoppelhaushÃ¤lfte mit einer im
Bauwich errichteten Garage, wodurch die Abtrennung eines GrundstÃ¼cksteils mit
unmittelbarem StraÃ�enzugang sowie die ErschlieÃ�ung des rÃ¼ckwÃ¤rtigen Teils
nicht mÃ¶glich sei. Er bezweifelt zudem, dass die Diele im Erdgeschoss als
WohnflÃ¤che zu berÃ¼cksichtigen sei, da sie eine VerkehrsflÃ¤che auf dem Weg in
die ausgebauten KellerrÃ¤ume darstelle. Eine anderweitige Verwertung der
KellerrÃ¤ume durch Vermietung scheide mangels baulicher Trennung von den
anderen RÃ¤umlichkeiten aus.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Beklagten unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 21.06.2005 in der Fassung
des Widerspruchsbescheides vom 16.08.2005 zu verurteilen, ihm Leistungen der
Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende als Beihilfe anstatt als Darlehen zu zahlen.

Der Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Er sieht angesichts von Diele und Einliegerwohnung auch die WohnflÃ¤che als
unangemessen groÃ� an.

Hinsichtlich der wesentlichen Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
gewechselten SchriftsÃ¤tze und die Ã¼brige Gerichtsakte sowie die beigezogene
Verwaltungsakte, deren wesentlicher Inhalt Gegenstand der mÃ¼ndlichen

                               2 / 5



 

Verhandlung gewesen ist, verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Klage ist begrÃ¼ndet. Die angefochtenen Entscheidungen sind
rechtswidrig iSd Â§ 54 Abs. 2 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG). Der KlÃ¤ger und
seine Ehefrau haben Anspruch auf Leistungen in Form der Beihilfe.

Dass sie grundsÃ¤tzlich Anspruch auf Leistungen der Grundsicherung fÃ¼r
Arbeitsuchende haben, ist nicht streitig. Der Beklagte darf die
LeistungsgewÃ¤hrung auch nicht auf ein Darlehen nach Â§ 9 Abs. 4
Sozialgesetzbuch â�� Zweites Buch â�� Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende â��
(SGB II) beschrÃ¤nken. Der Tatbestand der DarlehensgewÃ¤hrung nach Â§ 9 Abs. 4
SGB II wÃ¤re nur dann erfÃ¼llt, wenn das HausgrundstÃ¼ck zu
berÃ¼cksichtigendes VermÃ¶gen im Sinne dieser Vorschrift ist. Hieran fehlt es hier
jedoch, denn nach Â§ 12 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 SGB II ist ein selbst genutztes
HausgrundstÃ¼ck von angemessener GrÃ¶Ã�e als VermÃ¶gen nicht zu
berÃ¼cksichtigen.

Das HausgrundstÃ¼ck ist nicht deswegen unangemessen groÃ�, weil die
GesamtwohnflÃ¤che den â�� zu dem bis zum 31.12.2004 geltenden Recht
entwickelten â�� Grenzwert von 130 qm (vgl. hierzu die Nachweise bei BrÃ¼hl, in:
LPK-SGB II, Â§ 12, Rn 44) Ã¼berschreitet. Der Einwand des KlÃ¤gers, die Diele sei
keine WohnflÃ¤che greift nicht durch. Es lÃ¤sst sich nicht einerseits argumentieren,
die Diele sei deswegen keine WohnflÃ¤che im Sinne der WohnflÃ¤chenverordnung,
da von ihr aus auch die ausgebauten KellerrÃ¤ume zugÃ¤nglich seien, die
KellerrÃ¤ume seien andererseits aber mangels baulicher Abtrennung keine
eigenstÃ¤ndige Wohnung.

Die WohnflÃ¤che muss allerdings auch unter BerÃ¼cksichtigung von Diele und
KellerrÃ¤umen als angemessen iSd Â§ 12 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 SGB II angesehen
werden. Der unbestimmte Rechtsbegriff der Angemessenheit ist vor dem
Hintergrund des Normzwecks auszulegen, wonach das Eigenheim als
Lebensmittelpunkt mÃ¶glichst geschÃ¼tzt bleiben soll (vgl. BrÃ¼hl, aaO, Rn 43). Ist
die WohnflÃ¤che nicht in abgeschlossene Einheiten aufteilbar oder aufgeteilt, so
kann der Verkauf eines selbst genutzten GrundstÃ¼cks nicht verlangt werden;
vielmehr ist der HilfebedÃ¼rftige auf andere Arten der Verwertung verweisbar
(BrÃ¼hl, aaO, Rn 45). Weiterhin heranzuziehen sind die Â§Â§ 9 Abs. 1, 12 Abs. 3
Satz 1 Nr. 6 SGB II. Â§ 9 Abs. 1 SGB II verwirklicht den Grundsatz der SubsidiaritÃ¤t
der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende, wonach andere MÃ¶glichkeiten zur
Sicherstellung des eigenen Lebensunterhalts vorrangig zu nutzen sind. Der Verweis
auf vorrangigen VermÃ¶genseinsatz steht indes nach Â§ 12 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6 1.Alt
SGB II unter einem Wirtschaftlichkeitsvorbehalt. Da es also mit Â§ 9 Abs. 1 SGB II
wie auch mit dem Wortlaut von Â§ 12 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 SGB II nicht vereinbar ist,
dem HilfebedÃ¼rftigen auch ein unangemessen groÃ�es HausgrundstÃ¼ck
wirtschaftlich ungemindert zu belassen, muss eine prognostische Entscheidung
getroffen werden, ob eine Abtrennung oder anderweitige wirtschaftliche Verwertung
des unangemessenen Teils rechtlich und tatsÃ¤chlich mÃ¶glich und wirtschaftlich
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erfolgversprechend ist. In dieser Wirtschaftlichkeitsprognose sind der mit der
Verwertung verbundene Aufwand und ihr voraussichtlicher Ertrag
gegenÃ¼berzustellen. Bereits ein Gleichstand zwischen Gewinn und Verlust reicht
nicht aus, denn hiermit wÃ¤re dem HilfebedÃ¼rftigen lediglich zusÃ¤tzliche Arbeit
aufgebÃ¼rdet und weder der HilfebedÃ¼rftige noch der LeistungstrÃ¤ger hÃ¤tten
irgendeinen konkreten Vorteil davon.

Im vorliegenden Fall ist zu beachten, dass die Ã�berschreitung des Grenzwerts von
130 qm allein darauf beruht, dass der KlÃ¤ger zwei KellerrÃ¤ume hat ausbauen
lassen, in denen seine Tochter nun wohnt. Die Umwandlung von Teilen des
Kellergeschosses in eine Eigentumswohnung kann vom KlÃ¤ger nicht verlangt
werden. Ausweislich des von ihm vorgelegten Plans dÃ¼rfte sich die nach
Wohnungseigentumsrecht erforderliche Abgeschiedenheit wenn Ã¼berhaupt dann
nur mit einem erheblichen Kostenaufwand herstellen lassen. Stehen der Verwertung
einer Wohnung als Eigentumswohnung aber rechtliche oder tatsÃ¤chliche
Hindernisse entgegen, so liegt keine Verwertbarkeit vor (LSG Hessen, Beschluss
vom 14.09.2004, L 10 AL 98/04 ER zur alten Rechtslage nach
ArbeitsfÃ¶rderungsrecht). Es kommt hinzu, dass die GebrauchsÃ¼berlassung an die
Tochter wirtschaftlich sinnvoll ist. Die Tochter des KlÃ¤gers befindet sich in
Ausbildung in L (wo das Mietpreisniveau ausgesprochen hoch und Wohnungsmarkt
allgemein sehr angespannt ist). Eine von der Tochter erhobene
NutzungsentschÃ¤digung wÃ¼rde die BedÃ¼rftigkeit des KlÃ¤gers und seiner
Ehefrau jedenfalls nicht beseitigen, so dass die nur darlehensweise Bewilligung
nach Â§ 9 Abs. 4 SGB II nicht allein deswegen gerechtfertigt ist, weil der KlÃ¤ger
keine Gegenleistung von seiner Tochter verlangt. Ob die spÃ¤tere Vermietung der
Zimmer (nach Auszug der Tochter) mÃ¶glich sein wird und entsprechende ErtrÃ¤ge
bringen wird, kann derzeit nicht beurteilt werden und u.U. Gegenstand einer
spÃ¤teren Entscheidung des Beklagten sein.

Die Unangemessenheit des HausgrundstÃ¼cks kann auch nicht auf die
GrundstÃ¼cksgrÃ¶Ã�e insgesamt gestÃ¼tzt werden. Zu berÃ¼cksichtigen ist
zunÃ¤chst, dass der HilfebedÃ¼rftige bei einer Abtrennung und VerÃ¤uÃ�erung in
erheblichem Umfang in Vorleistung treten muss, denn auch nach Abschaffung des
bauplanungsrechtlichen Genehmigungserfordernisses fÃ¼r die Teilung eines
GrundstÃ¼cks (jetzt Â§ 19 Baugesetzbuch â�� BauGB) besteht im
Bauordnungsrecht ein grundsÃ¤tzliches Genehmigungserfordernis nach Â§ 8 Abs. 1
Satz 1 der Bauordnung fÃ¼r das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung â��
BauO NRW), deren Erteilung insbesondere von der Einhaltung
bauordnungsrechtlicher Vorgaben wie AbstandsflÃ¤chen etc abhÃ¤ngt und mit
erheblichen Kosten fÃ¼r die erforderliche Vermessung verbunden ist. Es kommt
hinzu, dass der HilfebedÃ¼rftige â�� falls er das durch Teilung abgetrennte
GrundstÃ¼ck nicht gerade an einen unmittelbaren Anlieger verÃ¤uÃ�ern kann â��
auf seinem GrundstÃ¼ck den entsprechenden Zugang schaffen sowie eine
Grunddienstbarkeit einrichten muss, um die ErschlieÃ�ung des abgetrennten
GrundstÃ¼cks zu sichern. Um den hinteren GrundstÃ¼cksteil sinnvoll zu verwerten,
muss â�� wie das Gericht dem vorgelegten Lageplan entnimmt â�� entweder die
Garage abgerissen oder eine Grunddienstbarkeit auf 2 NachbargrundstÃ¼cken
eingerichtet werden. Beides ist mit erheblichen Kosten (mit denen der KlÃ¤ger in
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Vorleistung treten mÃ¼sste) verbunden; der Abbruch bedarf zudem ebenfalls einer
behÃ¶rdlichen Genehmigung.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 27.03.2006

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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